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B.3 

Seminarphase:
Gesellschaft begreifen

HINTERGRUND

Warum rechte 
Einstellungen zunehmen
– auch in Gewerkschaften

Rechtsextremes Wählerpotential nach Altersgruppen
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Unorganisierte 
Gewerkschaftsmitglieder

D ie Gewerkschaften gehören in der BRD auf-
grund ihres historisch gewachsenen Selbstver-

ständnisses zu den wichtigsten Akteuren im Kampf
gegen den anwachsenden Rechtsextremismus. Die-
sem Selbstverständnis folgend wurden die Mitglie-
der der DGB-Gewerkschaften lange Zeit resistent ge-
genüber Rechtsextremismus und Rassismus gehal-
ten. In der Tat: Bis in die 80er Jahre hinein schien die
Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft gegen nationa-
listisches, rassistisches und autoritäres Gedankengut
zu immunisieren. So bescheinigte etwa die Sinus-Stu-
die aus dem Jahr 1981 Gewerkschaftsmitgliedern eine
stärkere Resistenz gegenüber rechtsextremen Einstel-
lungen (Sinus-Studie 1981: 90).

Erst Ende der 90er Jahre ist jedoch eine verstärkte
gewerkschaftliche Auseinandersetzung mit rechts-
extremen Orientierungen innerhalb der eigenen 
Mitgliedsschaft festzustellen. 1995 erschien eine alar-
mierende Jugendstudie, die gewerkschaftlich organi-
sierten Auszubildenden eine höhere Anfälligkeit für
Rechtsextremismus als nicht-organisierten beschei-
nigte. Gewerkschaftsmitgliedschaft schien keine Bar-
riere mehr gegenüber rechtsextremen Orientierungen
darzustellen. Neben den zunehmenden Versuchen
rechtsextremer Kräfte, gewerkschaftliche Felder wie
z. B. die 1. Mai-Feierlichkeiten zu besetzen, veranlas-
ste dies den Deutschen Gewerkschaftsbund 1998,
eine Kommission zu dieser Problematik einzusetzen.
Ihr Auftrag bestand darin, sich mit Formen und Ur-
sachen des Rechtsextremismus sowie gewerkschaft-
lichen Handlungsvorschlägen zu befassen (DGB-
Bundesvorstand 2000). 

Rechtsextremes Wählerpotential unter 
Gewerkschaftsmitgliedern

Nur kurze Zeit nach ihrer Einsetzung unterstrich eine
im Auftrag des WDR erstellte Infratest dimap-Studie
die Bedeutung der eingerichteten Kommission. Die
Studie richtete ihr Augenmerk auf das rechtsextreme
Wählerpotential unter Gewerkschaftsmitgliedern.
Sie kam dabei zum Ergebnis, dass der Anteil der Ge-
werkschaftsmitglieder, die sich vorstellen können,
bei der kommenden Bundestagswahl ihre Stimme
DVU, NPD oder REP zu geben, deutschlandweit bei
11 % liege. Der Anteil bei den nichtorganisierten
Wahlberechtigten war mit 7 % deutlich niedriger. Be-
sonders alarmierend war das Ergebnis bei den jünge-
ren Gewerkschaftsmitgliedern: 32 % aller Gewerk-
schaftsmitglieder im Alter von 18 – 24 Jahre erwägten
demnach die Wahl einer rechtsextremen Partei. Mit
17 % ist das rechtsextremistische Wählerpotential bei
den gleichaltrigen Unorganisierten zwar auch über-
durchschnittlich hoch, allerdings ist es nur halb so
hoch, wie bei den jungen Gewerkschaftsmitgliedern.
Mit zunehmenden Alter nimmt die Neigung, eine
rechtsextreme Partei zu wählen, bei beiden Gruppie-
rungen ab. Bei den über 45-jährigen lässt sich hin-
sichtlich des rechtsextremen Wählerpotentials auch
kaum mehr ein Unterschied zwischen Organisierten
und Unorganisierten feststellen. Die Studie zieht
daher das Fazit, dass die Mitgliedschaft in einer Ge-
werkschaft zumindest keine Barriere mehr für die
Wahl einer rechtsextremen Partei darstellt (Dam-
mann 1999).

Quelle: DGB-Bundesvorstand 2000, S. 12.
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Das in der Untersuchung ermittelte Wählerpoten-
tial unter Gewerkschaftsmitgliedern konnten die
Rechts-Außen-Parteien bei den Bundestagswahlen
1998 und 2002 schliesslich doch nicht für sich verbu-
chen. Das reale Wahlverhalten unterschied sich er-
heblich vom Wählerpotential. Der Anteil der Ge-
werkschaftsmitglieder, der für eine rechtsextreme
Partei stimmte, war mit bis zu 4 % nur ein Teil des
möglichen Wählerpotentials unter den Mitgliedern.
Doch die Erleichterung seitens des DGB nach dem
Wahldebakel der Rechtsextremen bei den Bundes-
tagswahlen birgt die Gefahr einer Beschönigung. Die
Untersuchung verdeutlicht eindrucksvoll, was für
ein Potential rechtsextreme Parteien unter Gewerk-
schaftsmitgliedern mobilisieren können und lässt
vermuten, welche dahinterstehenden Orientierungen
viele Gewerkschaftsmitglieder haben. 

Rechte Orientierungen unter jungen 
Gewerkschaftsmitgliedern

Die Infratest dimap-Studie erfasst mit dem ermittel-
ten Wählerpotential nur die Dimension rechtsex-
tremen Verhaltens. Über die vorgelagerten Einstel-
lungsmuster kann sie keine Auskunft geben. Natio-
nalistische, rassistische und autoritäre Orientierun-
gen haben gesellschaftliche Ursachen. Sie sind bis
hinein in die Mitte der Gesellschaft verankert und
müssen sich nicht zwangsläufig in rechtsextremen
Wahlverhalten niederschlagen. So ist das rechtsex-
treme Einstellungspotential allgemein größer einzu-
schätzen als das rechtsextreme (Wahl-)verhalten. 

Zwischen 1993 und 1995 untersuchte das Autoren-
team Held / Horn / Marvakis politische Orientierun-
gen bei jungen ArbeitnehmerInnen (Held / Horn /
Marvakis 1996). In ihrer Studie werden rechte Orien-
tierungen, zu denen sie Autoritarismus, Nationa-
lismus und Rassismus zählen, und als Gegenpol eine
‘internationalen Orientierung‘ erhoben. Als autori-
täre Orientierung beschreiben die Autoren weniger
die Unterordnung unter einen „Führer“, als vielmehr
die Unterordnung unter vorherrschende dominante
gesellschaftliche Normen, Werte und Ordnungsvor-
stellungen. Diese Anpassung und Hinwendung zu
bestehenden Werten und Normen gilt den Autoren
als Ausdruck eines Konventionalismus, der oftmals
mit Ausgrenzung einher geht. So scheint Ausgren-
zung von Anderen dann als gerechtfertigt, wenn sie
Anpassungsforderungen (z. B. Kleidung, Aussehen
Sprachkenntnisse, Qualifikationen) nicht entspre-
chen. Als rassistische Orientierung bezeichnen sie 
Positionen, die biologische Unterschiede zwischen
Menschengruppen zum Ausgangspunkt für Abwer-
tung und Ausgrenzung machen. Nationale Orien-
tierungen differenziert die Studie in eine ausgren-
zend-nationale, eine völkisch-nationale und eine
expansiv-nationale Position. Die ausgrenzend-natio-
nale Orientierung geht von einer vermeintlichen so-
zialen Bedrohung durch AusländerInnen aus. Dies
drückt sich z. B. in der Auffassung aus, dass „Auslän-
derInnen den Deutschen etwas wegnehmen“. Die
völkisch-nationale Orientierung verweist auf die so-
genannten nationalen Eigenschaften wie Fleiß, Tüch-
tigkeit und Ordnung. AusländerInnen haben sich da-
nach an diese angeblich „deutschen Eigenschaften“

anzupassen. Die expansiv-nationale Orientierung
sagt aus, Deutschland müsse (z. B. hinsichtlich Ge-
bietsansprüchen) über die eigenen Grenzen hinaus
aktiv werden (Horn / Hahn 1996: 10 ff.). 

Die Autoren stellten fest, dass jugendliche Ge-
werkschaftsmitglieder stärker zu rechten Orien-
tierungen neigen, als ihre unorganisierten KollegIn-
nen. Sie stimmten autoritären und rassistischen
Positionen deutlicher zu. Auch bei den nationalen
Orientierungen zeigten sich Abweichungen zwischen
den untersuchten Personengruppen. Während sich
beim expansiven Nationalismus keine bedeutsamen
Unterschiede zwischen beiden Gruppierungen erga-
ben, zeigte sich beim ausgrenzenden sowie beim völ-
kischen Nationalismus eine stärkere Zustimmung
durch jugendliche Gewerkschaftsmitglieder.

Der Unterschied zwischen organisierten und nicht-
organisierten jungen ArbeitnehmerInnen wird in der
Studie an zwei Beispielen besonders deutlich. Der
Aussage „Ausländer, die in Deutschland leben, müs-
sen gleichberechtigt wie Deutsche behandelt wer-
den“ stimmten Mitte der 90er Jahre beide Gruppie-
rungen überwiegend zu. Während sich bei der vollen
Zustimmung zu dieser Aussage organisierte und un-
organisierte Jugendliche kaum voneinander unter-
schieden, wichen die Zahlen bei der strikten Ableh-
nung der Position voneinander ab. 16 % der jungen
Gewerkschaftsmitglieder nahmen die Extremposi-
tion ein, dass hier lebende Ausländer nicht gleichbe-
handelt werden sollten, wie Deutsche. Bei den unor-
ganisierten Jugendlichen stimmten nur 10 % dieser
Aussage zu. Wird die Gleichbehandlung genauer be-
schrieben, nimmt die ablehnende Haltung weiter zu.
Nur noch die Hälfte der jungen Gewerkschaftsmit-
glieder räumte ausländischen ArbeitnehmerInnen
das gleiche Arbeitsrecht ein, während sich die andere
Hälfte dagegen aussprach. Bei den Unorganisierten
sprachen sich 60 % für und 40 % gegen ein gleiches
Arbeitsrecht aus (Horn / Hahn 1996: 21 f.).

Als Gegenpol zu rechten Orientierungen unter-
suchen Held / Horn / Marvakis die internationale
Orientierung. Unter einer internationalen Orientie-
rung verstehen sie die Wahrnehmung von Verant-
wortung z. B. für soziale Mißstände und Armut in der
ganzen Welt. Eine solche Position wurde von ge-

Mittelwerte der politischen Orientierungsskalen organisierter und nicht organisierter 
Jugendlicher

Politische Orientierung
Gewerkschaftlich 
organisierte Azubis

Unorganisierte 
Azubis

Bedeutsamkeit des 
Unterschieds 

Internationale Orientierung 3,17 2,93
hoch bedeutsam 
(signifikant)

Autoritarismus 2,66 2,82 hoch signifikant

Nationale Orientierung 3,34 3,54 Signifikant

Rassistische Orientierung 4,13 4,41 hoch signifikant

Ausgrenzend nationale Orientierung 3,17 3,46 hoch signifikant

Völkisch nationale Orientierung 3,12 3,33 Signifikant

Expansiv nationale Orientierung 3,86 4,02 nicht signifikant

*Ein größerer Skalenwert bedeutet eine geringere internationale Orientierung. Bei den folgenden Orientierungen bedeutet ein 
geringerer Wert eine größere Orientierung in die jeweilige Richtung.

Quelle: Horn/Hahn (1996), S. 28.
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werkschaftlich organisierten Jugendlichen weniger
geteilt als von unorganisierten Jugendlichen. 53 % der
jungen Gewerkschaftsmitglieder waren eher der Mei-
nung, dass sich aus dem deutschen Reichtum eine
Verantwortung für ärmere Länder ergebe. Bei den
Nichtmitgliedern stimmten 64 % tendenziell dieser
Aussage zu. Eine internationale Verantwortung
Deutschlands lehnten 16 % der Organisierten voll-
kommen ab, bei den Nichtorganisierten waren dieses
nur 10 % (Horn / Hahn 1996: 25).

Bedürfnis nach Sicherheit vor 
Konkurrenz

Ein Grund für die unterschiedlichen Ergebnisse zwi-
schen unorganisierten und organisierten Arbeitneh-
merInnen sehen die Autoren in dem Sachverhalt,
dass deutlich mehr männliche als weibliche Auszu-
bildende in den Gewerkschaften vertreten sind. Da
diese nach der Studie stärker zu rechten Orientierun-
gen neigen als junge Frauen, ist hierin ein Indiz zu
sehen, weshalb jugendliche Gewerkschaftsmitglieder
besonders aufgeschlossen gegenüber rechten Orien-
tierungen sind. Dieses kann zwar die abweichenden

Befunde bei den untersuchten Personengruppen zum
Teil erklären, ändert aber nichts daran, dass rechte
Orientierungen in den Gewerkschaften gerade
wegen der Überrepräsentanz männlicher Mitglieder
stärker vertreten sind (Horn / Hahn 1996: 29 ff).

Aber selbst wenn die Ungleichverteilung der Ge-
schlechter statistisch berücksichtigt wird, bleibt den-
noch eine Tendenz bestehen, nach der jugendliche
Gewerkschaftsmitglieder stärker zu politisch rechten
Orientierungen tendieren als Nicht-Mitglieder. Ei-
ne weitere Erklärung für die Ergebnisse sehen
Held / Horn / Marvakis in der den Gewerkschaften
zugeschriebenen Schutzfunktion. Fast die Hälfte aller
gewerkschaftlich organisierten Jugendlichen fühlt
sich im besonderen Maße durch eine mögliche Ar-
beitslosigkeit bedroht. Bei den Unorganisierten trifft
dies nur für 26 % zu. Den Schutz vor Bedrohung er-
hoffen sich die Gewerkschaftsmitglieder offensicht-
lich von ihrer Organisation. Die Autoren stellten bei
den jugendlichen Gewerkschaftsmitgliedern im Be-
dürfnis nach Sicherheit auch einen Hang zu Ausgren-
zungen fest. Demnach würden die Befragten die 
Gewerkschaft als Schutzorganisation zur Sicherung
eigener Privilegien verstehen, deren Schutz von der
Nationalität abhängig sei. Dass laut der Erhebung

Ausländer, die in Deutschland leben, müssen 

gleichberechtigt wie Deutsche behandelt werden!
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Aus dem deutschen Reichtum ergibt sich eine 

Verantwortung für ärmere Länder!
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ausländischen KollegInnen nicht das gleiche Arbeits-
recht zugestanden wird wie Deutschen, könnte diese
These stützen (Horn 1995: 494). 

Ergebnisse der IGM-Jugendstudie 2002

Mit der 2002 veröffentlichten Jugendstudie der 
IG Metall überprüften Bibouche und Held die Ergeb-
nisse der Mitte der 90er Jahre erstellten Untersu-
chung von Held, Horn und Marvakis. In der ähnlich
angelegten Studie ließen sich zu ihrer eigenen Über-
raschung kaum noch Unterschiede zwischen gewerk-
schaftlich organisierten und nichtorganisierten 
Jugendlichen feststellen. Bei den nationalen, rassisti-
schen und autoritären Orientierungen wichen die
untersuchten Gruppen nicht mehr bedeutend von-
einander ab. Nichtmitglieder wurden nationalisti-
scher, und Mitglieder zeigten sich weniger rassistisch
und autoritär. 

Bei den nationalen Orientierungen haben sich die
Werte der Nichtgewerkschaftsmitglieder an die alar-
mierenden und seit 1995 in etwa gleich gebliebenen
Werte der Gewerkschaftsmitglieder angenähert. Hin-
gegen haben die rassistischen und autoritären Orien-
tierungen bei den organisierten ArbeitnehmerInnen
abgenommen und sich den Werten der nichtorgani-
sierten KollegInnen angeglichen (Bibouche / Held
2002, S. 59).

Die mit der IG Metall-Jugendstudie festgestellte
Angleichung der politischen Orientierungen von jun-
gen Gewerkschaftsmitgliedern und Nichtmitgliedern
erklären die Autoren damit, dass der mit der Globali-
sierungsdebatte einhergehende Ausgrenzungsdis-
kurs sich in den letzten Jahren verallgemeinert habe.

Eine nationale Antwort auf die fortschreitende Glo-
balisierung scheint nun für jugendliche Arbeitneh-
merInnen generell attraktiv zu sein. Dieses Ergebnis
stimmt mit dem Ergebnis der 95er Studie überein,
dass nationale und autoritäre Orientierungen unter
den west- und ostdeutschen Jugendlichen insgesamt
seit 1993 signifikant zugenommen haben. Nur die
Sensibilität gegenüber rassistischen Äußerungen
scheint seitdem gewachsen zu sein (Bibouche / Held
2002, S. 59 f.).

Perspektiven

Betrachtet man die Ergebnisse der Studien, so wird
für die Bildungsarbeit eine sehr deutliche Schlussfol-
gerung sichtbar: Gewerkschaftliche Bildungsarbeit
sollte stärker als bisher nationale und autoritäre Ori-
entierungen in den Blick nehmen. Die Studien ver-
weisen aber auch auf Probleme, die in der Bildungs-
arbeit allein nicht gelöst werden können. Die in den
Studien von Held / Horn / Marvakis und Bibouche /
Held ermittelten rassistischen, nationalen und autori-
tären Orientierungen haben ihre Ursachen in gesell-
schaftlichen Strukturen. Aufgabe gewerkschaftlicher
Politik muss es sein, diese Strukturen zu hinterfragen
und auf sie verändernd einzuwirken. Dabei ist auch
zu überprüfen, inwieweit eigene politische Forderun-
gen und Positionen der Gewerkschaften rechten
Orientierungen der Mitgliedschaft Vorschub leisten.

Christoph Butterwegge kritisiert in diesem Zu-
sammenhang das „Bündnis für Arbeit, Ausbildung
und Wettbewerbsfähigkeit“. Es fördere standortna-
tionalistische Positionen, da es Solidarität auf ein na-
tionales, scheinbar jenseits von Klasseninteressen or-
ganisiertes Bündnis beschränke, welches sich in der
„Schlacht um den Weltmarkt“ gegen die äußeren
Feinde durchsetzen müsse (Butterwegge 2001, S.
56 f.). Der Schritt von einer nationalistischen Stand-
ortpolitik zu Parolen wie „Arbeitsplätze zuerst für
Deutsche!“ ist folglich nicht weit. 

Einer solchen Praxis sollten Gewerkschaften ein
Solidaritätsverständnis entgegensetzen, das sich auf
alle lohnabhängigen Menschen bezieht. Ein solches
internationales Solidaritätsverständnis könnte dem
mit der Globalisierungsdebatte einhergehenden Aus-
grenzungsdiskurs entgegenwirken. Ein solcher Soli-
daritätsbegriff verwirft auch das von Held / Horn /
Marvakis problematisierte Verständnis von Gewerk-
schaften als „Versicherungsorganisation“, von dem
sich junge Mitglieder Schutz gegenüber ausländi-
scher Konkurrenz erhoffen. Gewerkschaften müssen
sich, wenn sie rechtsextremen Orientierungen ent-
gegenwirken wollen, wieder verstärkt ihrer Rolle als
gesellschaftspolitischer Akteur (zum Beispiel in Fra-
gen von demokratischer Gestaltung der Gesellschaft,
der rechtlichen Gleichstellung aller Menschen, Ein-
setzen für Frieden und Gerechtigkeit weltweit) zu-
wenden und sich damit auch in ihrer täglichen Praxis
solidarisch positionieren.
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Rechte Orientierungen bei jungen ArbeitnehmerInnen 1993 und 1999

Index Jahr Zustimmung % Ablehnung

Nationale Orientierung 1993 3,1 12,6 30,8 33,7 19,7

1999 5,5 22,9 41 23,3 7,3

1993 16,3 38,4 29,6 11 4,8

1999 20 41,9 28 5,9 4,3

Rassistische Orientierung 1993 1,3 4,3 17,9 26,1 50,3

1999 1,5 2,6 15,1 20,4 60,4

Quelle: Bibouche/Held 2002, S. 13 ff.

Autoritäre
Orientierung


